
le setzt, würde es gut an-
stehen, nicht nur program-
matisch von der Bürgerge-
sellschaft zu sprechen, 
sondern dies auch unter 
dem demografischen Wan-
del als Gesamtstrategie 
einer Landesregierung zu 
konkretisieren. 

Es genügt uns eben nicht, 
wenn ein Abteilungsleiter 
aus dem Staatsministerium 
dem Landesseniorenrat 
schreibt, alle Ministerien 
würden sich an den Ergeb-
nissen der Enquetekom-
mission des Landtags von 
Baden-Württemberg vom 
Jahre 2006 orientieren und 
deshalb sei eine ressort-
übergreifende Demografie-
Strategie nicht erforderlich.   

VorbemerkungenVorbemerkungenVorbemerkungenVorbemerkungen    

Der demografische Wandel 
wird unser Leben und das 
künftiger Generationen 
gesellschaftspolitisch ganz 
nachhaltig beeinflussen.  

Alle Daten und Fakten, 
mindestens bis zum Jahre 
2060, stehen heute fest 
und sind auch in den 
nächsten zwei Jahrzehnten 
nicht umkehrbar. Notwen-
dig ist, dass wir uns dem 
demografischen Wandel 
stellen und die sich daraus 
ergebenden Herausforde-
rungen mit einer positiven 
Grundhaltung angehen. 

Ende April 2012 hat die 
Bundesregierung eine De-
mografie-Strategie verab-
schiedet. Diese stellt eine 
Reaktion auf den demogra-
fischen Wandel in Deutsch-
land dar. Es ist unter ande-

rem vorgesehen, in einer 
ganzheitlichen Vorgehens-
weise und über die ver-
schiedenen Ministerien 
hinweg eine einheitliche 
Strategie zu entwickeln, 
um den demografischen 
Herausforderungen gerecht 
zu werden. 

Leider ist die Idee einer 
Demografie-Strategie bis-
her in Baden-Württemberg 
von der Landesregierung 
nicht aufgenommen wor-
den. Vor über einem Jahr 
hat der Landesseniorenrat 
an die grün-rote Landesre-
gierung die Forderung ge-
stellt, in Baden-
Württemberg ressortüber-
greifend die Themen des 
demografischen Wandels 
anzugehen. 

Einem Land wie Baden-
Württemberg, das in vielen 
Bereichen positive Beispie-

Liberaler Seniorentag ´12 Liberaler Seniorentag ´12 Liberaler Seniorentag ´12 Liberaler Seniorentag ´12     Der Liberale Senioren-Der Liberale Senioren-Der Liberale Senioren-Der Liberale Senioren-
tag 2012tag 2012tag 2012tag 2012 am 30. Juni 
2012 in Stuttgart stand 
unter dem Motto: 
„Senioren gestalten. 
Engagement in Gesell-
schaft und Politik“ 
 
Im Haus des Landtags 
hielt Roland Sing, Vorsit-
zender des Landesseni-
orenrates Baden-
Württemberg, die 
Hauptrede zum Thema:  
Politische und gesell-Politische und gesell-Politische und gesell-Politische und gesell-
schaftliche schaftliche schaftliche schaftliche     
Gestaltungmöglichkei-Gestaltungmöglichkei-Gestaltungmöglichkei-Gestaltungmöglichkei-
ten durch Seniorenten durch Seniorenten durch Seniorenten durch Senioren    
    
Sing, der frühere Chef 
der AOK Baden-
Württemberg, wurde im 
November letzten Jah-
res mit 96% der Stim-
men im Amt bestätigt. 
Sing, der auch Vorsit-
zender des Sozialver-
bands VdK ist, führt den 
Seniorenrat seit 2008.  
Der Rat versteht sich 
als Stimme der gut 2,6 
Millionen über 60-
Jährigen im Südwesten - 
das ist ungefähr ein 
Viertel der Bevölkerung. 
Der Gesundheitsexperte 
Sing nimmt im Umgang 
mit der Politik fast nie 
ein Blatt vor den Mund.  
Vor kurzem hielt er Grün
-Rot vor, in der Koaliti-
onsvereinbarung stehe 
so gut wie nichts da-
rüber, wie die Regierung 
die Folgen des demo-
grafischen Wandels für 
Senioren abfedern will. 
Wir bringen seinen Re-
detext im Wortlaut mit 
freundlicher Genehmi-
gung des Autors. 

Liberale Senioren Initiative Baden-Württemberg e. V.  Juli 2012 Gestaltungsmöglichkeiten 

REDEMANUSKRIPTE 

Demografischer Wandel ist eine gesellschaftspolitische GestaltungsaufgabeDemografischer Wandel ist eine gesellschaftspolitische GestaltungsaufgabeDemografischer Wandel ist eine gesellschaftspolitische GestaltungsaufgabeDemografischer Wandel ist eine gesellschaftspolitische Gestaltungsaufgabe    

Aus dem sechsten Altenbe-
richt der Bundesregierung 
ergibt sich, dass die mit 
dem demografischen Wan-
del einhergehenden Verän-
derungen so zu gestalten 
und gesellschaftlichen 
Strukturen anzupassen 
sind, dass alle Entschei-
dungsträger(innen) in Ge-
sellschaft, Politik und Wirt-
schaft sich kritisch damit 
befassen und prüfen, von 
welchen Altersbildern sie 
sich leiten lassen. 

In besonderer Weise ist in 
diesem Zusammenhang für 
mich wichtig, dass wir die 
Potenziale des Alters wirk-
lich erkennen und zwar als 
Nutzen für die gesamte 
Gesellschaft. Nie waren so 

viele Menschen im dritten 
Lebensabschnitt gesünder 
und leistungsfähiger als 
heute. Unglaublich viele 
bringen sich ein oder ha-
ben den Wunsch, sich ein-
zubringen.  

Den Letztgenannten fehlt 
der jeweilige Impuls viel-
leicht und hier müssen wir 
ansetzen, so weit wie mög-
lich alle Bürgerinnen und 
Bürger auf den Weg für ein 
bürgerschaftliches Engage-
ment mitzunehmen. 

Jedenfalls ist es entschei-
dend, dass wir im Denken 
wegkommen von der Fo-
kussierung auf Fürsorge 
und Hilfebedürftigkeit für 
das Alter. Das Alter ist im 

Durchschnitt gesehen im 
dritten Lebensabschnitt 
eben nicht auf einen be-
sonderen Schutz ausgerich-
tet, sondern die Chancen 
und Möglichkeiten, die sich 
durch die gegebene Leis-
tungsfähigkeit Älterer erge-
ben, sind gesellschaftlich 
zu nutzen.  

Zusammengefasst kann 
festgestellt werden, dass 
eine Politik für ältere Men-
schen mehr und mehr ver-
standen werden muss als 
Teil einer übergreifenden 
Generationenpolitik. Gera-
de Potenziale des Alters 
wirken sich sehr positiv auf 
die Enkel- bzw. Kindergene-
ration aus.  



Bildung muss für alle Le-
bensalter selbstverständ-
lich werden. Bildung sollte 
Kompetenzen für ein eigen- 
und mitverantwortliches 
Leben vermitteln und ist 
ein zentraler Beitrag zur 
Eigenverantwortlichkeit.  

Es gibt nicht nur ein Recht 
auf Bildung, sondern es ist 
auch eine Verpflichtung der 
Bürgerinnen und Bürger 
über den gesamten Le-
bensverlauf hinweg. Umge-
kehrt bedeutet dies aber 
auch, dass alle Institutio-
nen, die mit allgemeiner 
und beruflicher Bildung 
befasst sind, Bildungsange-
bote für alle Lebensalter 
unterbreiten. 

 Der Landesseniorenrat 
wird nicht müde, auf das 
Thema neue Technologien 

aufmerksam zu machen. 
So ist es uns ein großes 
Anliegen, Ältere ans Netz 
zu bringen und hier sind 
die Potenziale noch längst 
nicht ausgereizt.  

Leider stellen wir auch fest, 
dass die Möglichkeiten und 
Kompetenzen zur Nutzung 
neuer Medien in der Bevöl-
kerung ungleich verteilt 
sind. Der Bildungsstand ist 
dafür genauso bestimmend 
wie eben das Lebensalter. 

Es muss uns allen ein An-
liegen sein, auch älteren 
Menschen Angebote zu 
machen, um deren Medien-
kompetenzen zu fördern 
und diese auch in die Lage 
zu versetzen, sich mit den 
Möglichkeiten der digitalen 
Welt auseinanderzusetzen. 

So haben wir eine Koopera-
tion mit dem Volkshoch-
schulverband gegründet. 
Die Senioren-Internet-
Helfer sind eine ganz wich-
tige Stütze in diesem Zu-
sammenhang, aber auch 
das generationenübergrei-
fende Miteinander spielt 
eine große Rolle.  

So helfen heute Enkelkin-
der und Schüler den Älte-
ren z.B. bei der Internetnut-
zung und umgekehrt wird 
das generationenübergrei-
fende Miteinander dadurch 
gestärkt, dass die Kommu-
nikation zwischen den Ge-
nerationen, und zwar gera-
de auch durch und mit der 
älteren Generation, ge-
stärkt wird.  

 

trieblichen Altersgrenzen 
halt machen.  

Es darf nicht sein, dass 
einem 55-Jährigen ver-
mittelt wird, er sei z.B. 
für eine Weiterbildung zu 
alt. Wichtig ist aber 
auch, dass die Arbeits-
plätze altersgerecht ges-
taltet werden, wobei dies 
eine zentrale Aufgabe 
der Tarifvertragsparteien 
ist. Es geht auch darum, 
flexible Arbeitszeiten, 
aber auch flexible Ent-
geltformen zu finden.  

Wenn jemandem der 
Eindruck vermittelt wird, 
er solle aus dem Arbeits-
prozess ausscheiden, 
nur weil er kalendarisch 
ein bestimmtes Alter er-
reicht hat, ist dies falsch. 
Arbeit hat auch mit per-
sönlicher Sinnstiftung zu 
tun und nicht nur mit 

Die Herausforderungen 
des demografischen 
Wandels sind als Chance 
zu nutzen, um z.B. den 
zu erwartenden Mangel 
an Fachkräften teilweise 
begegnen zu können. 
Wir müssen in den Be-
trieben zu einer neuen 
Sicht auf das Alter gelan-
gen. Dabei geht es aber 
nicht nur darum, länger 
zu arbeiten - unter ande-
rem auch wegen der 
Konsequenzen für die 
sozialen Sicherungssys-
teme - sondern viel wich-
tiger ist, wenn Ältere län-
ger arbeiten sollen, dass 
sie dies wirklich auch 
können. 

So sollten z.B. Weiterbil-
dungsangebote oder ge-
sundheitsfördernde 
Maßnahmen in den Be-
trieben nicht an innerbe-

Broterwerb. Und wenn 
hier, gerade in diesem 
Bereich, mehr und mehr 
flexible Möglichkeiten 
genutzt werden, ist dies 
für die Volkswirtschaft 
bedeutsam, aber auch 
für die Lebensgestaltung 
des Einzelnen.  

Bildung und AlterBildung und AlterBildung und AlterBildung und Alter    
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Roland Sing  Roland Sing  Roland Sing  Roland Sing      
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Das Wichtigste ist, dass wir 
vermehrt Konzepte der 
Gesundheitsförderung und 
der Prävention mit dem Ziel 
der Erhaltung der körperli-
chen, seelisch-geistigen 
und sozialen Gesundheit 
entwickeln und auch um-
setzen. Deshalb begrüße 
ich es sehr, dass im Rah-
men der Gesundheitsstra-
tegie der Landesregierung 
von Baden-Württemberg 
die Arbeitsgruppe „Gesund 
älter werden in Baden-
Württemberg“ eingesetzt 
worden ist und bis zum 
Herbst 2012 konkrete Er-
gebnisse wird vorlegen kön-
nen. 

Nachdem ich zum Vorsit-
zenden dieser Arbeitsgrup-
pe berufen worden bin, 
möchte ich ausdrücklich 
heute schon darum bitten, 
dass die Arbeitsergebnisse 
nicht in irgendwelchen 
Schubladen abgelegt wer-
den, sondern dass die zu 
erwartenden Empfehlungen 
auch eine Chance bekom-
men, dass sie umgesetzt 
werden. 

Neben dem Thema Präven-
tion und Gesundheitsförde-
rung geht es uns um die 
Stärkung der Rehabilitati-
on, auch der geriatrischen 
Rehabilitation und somit 

um die Verminderung der 
diversen Formen von Pfle-
gebedürftigkeit. In Baden-
Württemberg haben wir 
dafür hervorragende Ange-
botsstrukturen auf der Leis-
tungsseite. Insbesondere 
bei der Gewährung von 
Leistungen im Einzelfall 
müssen wir aber noch zule-
gen. Deshalb haben wir 
auch, neben vielem ande-
rem, die konkrete Erwar-
tung an die Pflegereform, 
dass hier im Bereich der 
Prävention und Rehabilitati-
on deutlich mehr getan 
wird, als nur Leitsätze in 
das Gesetz zu schreiben. 

Ein wichtiges Feld im Zu-
sammenhang mit der Ge-
sundheitsversorgung in 
Baden-Württemberg ist die 
Thematik der Versorgung 
des ländlichen Raumes. 
Wir können uns schon vor-
stellen, dass viel mehr Ärz-
te als heute durch intelli-
gentere Zusammenarbeits-
formen einschl. sachge-
rechter Delegationsverfah-
ren entlastet werden könn-
ten. Hier können wir in Ba-
den-Württemberg handeln 
– gesetzgeberischer Maß-
nahmen bedarf es nicht. 

Auch das bürgerschaftliche 
Engagement ist im Zusam-
menhang mit dem Thema 

Gesundheitsversorgung 
gefragt. So wäre es z.B. 
sehr wichtig, dass Arzt- 
bzw. Behandlerbesuche 
von Ehrenamtlichen beglei-
tet werden, so dass nur 
zwingend notwendige 
Hausbesuche von Ärzten, 
aber auch Krankengymnas-
ten, Fußpflegern, usw. 
durchgeführt werden müss-
ten. Es geht also um flan-
kierende Maßnahmen. 

Ein bedeutsames Feld, ge-
rade auch für Baden-
Württemberg, ist die The-
matik der integrierten Ver-
sorgung. Hier geht es mir 
nicht nur um die medizini-
sche Problematik der integ-
rierten Versorgung, also 
dass Barrieren zwischen 
ambulanter und stationärer 
Versorgung abgebaut wer-
den, sondern mir geht es 
insbesondere darum, dass 
zwischen Krankenversor-
gung und Pflege eine 
durchgehend integrale 
Betreuung des Patienten 
stattfindet. Die starren 
Grenzen zwischen den Sys-
temen gehen zu Lasten des 
Patienten, und was nicht 
unterschätzt werden darf, 
insbesondere auch zu Las-
ten der pflegenden Angehö-
rigen. 

die heute schon bestehen-
den rechtlichen Möglichkei-
ten zur Unterstützung von 
pflegenden Angehörigen 
nicht ausreichend genutzt 
werden. Hier sollte das 
Land Baden-Württemberg 
initiativ werden und pfle-
genden Angehörigen Hilfen 
ermöglichen. Was wir drin-
gend brauchen sind mehr 
integrierte Angebote z.B. 
der ambulanten Pflege, der 
stationären Pflege, der teil-
stationären Pflege, wie z.B. 

Die Veranstaltung heute 
kann zwar die Notwendig-
keiten, die sich aus einer 
älter werdenden Gesell-
schaft in Zusammenhang 
mit Pflegebedürftigkeit er-
geben, nicht ausblenden, 
trotzdem möchte ich nicht 
auf die sozialpolitische Dis-
kussion der zu erwartenden 
Pflegereform jetzt einge-
hen. Dazu wird es hoffent-
lich noch weitere Gelegen-
heiten in absehbarer Zeit 
geben. Von großer Bedeu-
tung ist die Tatsache, dass 

Tageskliniken und Nachtkli-
niken. Hier braucht Nie-
mand auf den Gesetzgeber 
warten, sondern die Struk-
turen müssen angepasst 
werden. Die rechtlichen 
Voraussetzungen dafür 
sind da; es gibt zwar sehr 
gute Beispiele, aber eine 
Grundentscheidung, wie wir 
denn wirklich konsequent 
die bestehenden rechtli-
chen Möglichkeiten, gerade 
auch in Baden-
Württemberg, nutzen wol-
len, fehlt. 

GesundheitswesenGesundheitswesenGesundheitswesenGesundheitswesen    

PflegePflegePflegePflege    
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Ein zweiter wichtiger Punkt 
ist die Thematik der Pflege-
stützpunkte. Es ist zwar 
richtig, dass wir in fast al-
len Landkreisen zwischen-
zeitlich Pflegestützpunkte 
eingerichtet haben. Die 
Frage ist aber deren Wirk-
samkeit.  

Wenn in einem Landkreis 
1,5 Stellen eingerichtet 
sind und aufsuchende Pfle-
ge stattfinden soll, dann ist 

es nicht schwierig auszu-
rechnen, wie viel tatsächli-
che Beratung stattfindet. 
Betroffen sind von dieser 
Quasi-Unterbesetzung in 
erster Linie nicht die Pfle-
gebedürftigen, sondern 
deren Angehörige. Das 
heißt, hier muss konkret 
mehr geschehen. 

Ein weiterer Punkt ist, dass 
wir rechtlich alle Vorausset-
zungen haben, eine flä-

chendeckende ambulante 
palliative Versorgung in 
Baden-Württemberg zu 
organisieren; sie steht aber 
weiterhin noch aus. Mit 
diesen wenigen Beispielen 
möchte ich aufzeigen, dass 
es nicht immer damit getan 
ist, nach dem Gesetzgeber 
zu rufen, sondern, wenn 
rechtliche Rahmenbedin-
gungen bestehen, müssen 
diese durch konkretes poli-
tisches Handeln umgesetzt 
werden. 

PflegestützpunktePflegestützpunktePflegestützpunktePflegestützpunkte    

Kommunen und demografischer WandelKommunen und demografischer WandelKommunen und demografischer WandelKommunen und demografischer Wandel    

Auch hier ist festzustellen, 
dass es noch keine Kontak-
te zwischen dem zuständi-
gen Ministerium und dem 
Landesseniorenrat gibt und 
auch da möchte ich ankün-
digen, dass jetzt der Lan-
desseniorenrat von sich 
aus tätig werden wird. 

Der demografische Wandel 
wird zentral die Kommunen 
treffen. Wir haben mit den 
kommunalen Spitzenver-
bänden in Baden-
Württemberg gemeinsame 
Empfehlungen vereinbart, 
wie bürgerschaftliches En-
gagement und Stärkung 
der ehrenamtlichen Tätig-
keiten gefördert werden 
können. Natürlich wissen 
wir, dass die kommunale 
Selbstverwaltung in eigener 
Verantwortung die ihr oblie-
genden Aufgaben bewälti-
gen will aber auch muss. 

Wir stellen aber erhebliche 
Unterschiede in Baden-
Württemberg bei der Inten-
sität des Herangehens an 
die Aufgabenstellung des 
demografischen Wandels 
fest.  

Von vielen positiven Bei-
spielen ausgehend bis hin 
zu Kommunen, wo wir we-
nig von Strategien über den 
demografischen Wandel 
erkennen können, bzw. 
erfahren, geht die Band-

breite. 

Es gibt viele Notwendigkei-
ten tätig zu werden.  

Themen wie die Verbesse-
rung der Infrastruktur des 
öffentlichen Nahverkehrs 
sind genauso auf die Agen-
da zu setzen, wie neue 
Wohnformen in den Kom-
munen. Übrigens: Zum öf-
fentlichen Nahverkehr ist 
festzustellen, dass in der 
Zeit, als Herr Köberle noch 
für den Verkehr als Staats-
sekretär zuständig war, 
eine Diskussion über einen 
Generalverkehrsplan in 
Baden-Württemberg ge-
führt worden ist. Danach 
gab es darüber keine Dis-
kussionen mehr und es 
stellt sich schon die Frage, 
wie wir eigentlich mit der 
künftigen Verkehrsinfra-
struktur, gerade in Kommu-
nen, umgehen sollen. 

Hier geht es von der  

• Fahrplangestaltung 
über  

• Fahrzeugausstattung, 
über  

• Erreichbarkeit von Hal-
testellen, bis hin zur  

• Sicherheit im öffentli-
chen Nahverkehr, also 
über viele Bereiche, die 
insbesondere Ältere 
und Hochbetagte betref-
fen.  

Die Kommunen müssen in 
eine Infrastruktur für bür-
gerschaftliches Engage-
ment investieren und damit 
die Voraussetzung für die 
Entwicklung und Entfaltung 
von differenzierten Alters-
bildern schaffen. Ich kom-
me noch einmal zurück auf 
das Thema Bildung und 
zwar in der Weise, dass 
Ältere Potenziale haben, 
die es ermöglichen, dass 
sie in die Bildungsarbeit 
stärker einbezogen werden 
könnten. 

Im Zusammenhang mit der 
Bildungsproblematik darf 
ich anfügen, dass es bis-
lang noch keine Kontakte 
zum Kultusministerium 
gegeben hat. Ich denke, 
dies müssen wir ändern 
und der Landesseniorenrat 
wird entsprechend aktiv 
werden. Derselbe Vorgang 
ist übrigens im Zusammen-
hang mit dem Thema Mig-
ration festzustellen. 

Wir stehen vor der Heraus-
forderung, bei der Entwick-
lung einer kultursensiblen 
Altenpolitik (Begriff ent-
stammt dem sechsten Al-
tenbericht der Bundesre-
gierung) mitzuwirken. Die 
konkreten Belange von 
älteren Migrantinnen und 
Migranten müssen besser 
berücksichtigt werden. 
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Der demografi-
sche Wandel 
wird zentral die 
Kommunen 
treffen.     



gute Praxisbeispiele gibt, 
aber in breiter Form ge-
schieht doch noch relativ 
wenig.  

Für uns ist es ein zentraler 
Punkt, dass ein selbstbe-
stimmtes Leben solange 
wie möglich zu Hause er-
möglicht werden sollte.  

Hierzu gehören nicht nur 
barrierefreie und altersge-
rechte Wohnungen, son-
dern dazu gehört auch, 
dass wir uns der neuen 
technologischen Möglich-
keiten bedienen, die ein 
selbstbestimmtes Leben zu 
Hause erleichtern. In die-

Wir wünschen uns, dass die 
Debatte um einen General-
verkehrsplan in Baden-
Württemberg so bald als 
möglich wieder aufgenom-
men wird. Wir haben beim 
zuständigen Minister Her-
mann zwar eine Anfrage 
laufen, eine Antwort steht 
allerdings bisher aus. 

Bei der Thematik neuer 
Wohnformen, bei der auch 
das Thema generationen-
übergreifendes Miteinander 
eine große Rolle spielt, ste-
hen wir ebenfalls erst am 
Anfang der Entwicklung, 
aber auch hier darf konsta-
tiert werden, dass es schon 
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sem Bereich der alltagsun-
terstützenden Technik hof-
fen wir in absehbarer Zeit 
voranzukommen, wobei 
nicht vom Erkenntnisge-
winn her, sondern von der 
Zeitachse her hier in Baden
-Württemberg deutlich 
schneller gehandelt werden 
sollte. 

Nachdem wir im Sozialmi-
nisterium schon für das 
Jahr 2010 eine Zusage für 
einen entsprechenden Kon-
gress hatten und diese Zu-
sage dann wieder zurück-
gezogen worden ist, haben 
wir zwischenzeitlich unter 
dem Aspekt  

lösbar sind. Und eines ist 
mir zum Schluss ganz be-
sonders wichtig: Wenn wir 
für Ältere Strukturen 
verbessern, wenn wir Bar-
rierefreiheit unter dem Ge-
sichtspunkt für Ältere wirk-
lich herstellen, dann tun wir 
dies auch für die nachfol-
gende Generation. Die Mut-
ter mit dem Kinderwagen 
profitiert genauso davon, 

Ich habe mit der Notwen-
digkeit einer Demografie-
Strategie für Baden-
Württemberg begonnen 
und hoffe sehr, dass meine 
Ausführungen dazu beige-
tragen haben, Verständnis 
für eine solche Forderung 
zu wecken. Wir haben über 
alle Lebensbereiche hinweg 
Querschnittsaufgaben, die 
zu bewältigen, aber auch 
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wie Ältere. Wenn wir die 
Sicherheit im öffentlichen 
Nahverkehr stärken, dann 
sind alle Generationen da-
von betroffen, nicht nur die 
Älteren. Insofern kann ich 
feststellen, dass vieles von 
dem, was aus dem Blick-
winkel für Ältere angedacht 
wird, zum Nutzen der ge-
samten Gesellschaft ist. 

Wirtschaftsförderung und 
Mittelstand versucht, das 
Thema alltagsunterstützen-
de Technologien voranzu-
bringen. Entsprechende 
Gespräche laufen und wir 
erwarten uns für Baden-
Württemberg eine schnelle-
re Gangart. 

Wenn wir in diesem Bereich 
übrigens besser vorankom-
men, entlasten wir auch 
Pflegekräfte in Pflegehei-
men. Auch ambulante Pfle-
gedienste könnten entspre-
chende Entlastung erfah-
ren – gesamtgesellschaft-
lich würde sich dies also 
sicher rechnen.  
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